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VON
DAVOR CVRJLE

K
leine Parteien haben es schwer,

sich im lauten Berliner Politik-

betrieb Gehör zu verschaffen.

Deshalb neigen sie dazu, Themen

stärker zuzuspitzen. Die Grünen haben

das mit der Forderung nach einem

Veggieday (vegetarischen Tag) auspro-

biert und sind ordentlich auf die Nase

gefallen. Die CSU hingegen ist im Zu-

spitzen erfahrener und hat es zu ei-

nem Markenzeichen gemacht. Selbstbe-

wusst beansprucht sie die Lufthoheit

über den Biertischen und schreckt dabei

auch nicht vor provokanten Aussagen

zurück. Nach dieser altbewährten Me-

thode wagt sie in der Zuwanderungs-

debatte mit dem Satz »Wer betrügt, der

fliegt« eine politische Grenzziehung,

die vor allem auf die Wähler am rechten

Rand abzielte.

Doch nun haben die Bayern den Bo-

gen überspannt. In einem Leitantrag

will die CSU-Führung eine Sprachvor-

gabe beschließen. Zuwanderer sollen

verpflichtet werden, auch zu Hause

deutsch zu reden. Dass die deutsche

Sprache der Schlüssel zur Integration

ist, steht außer Frage. Doch darf man

Ausländer dazu zwingen und ihre Frei-

heitsrechte einschränken? Das ist gro-

tesk. Solche Methoden passen nicht zu

einer Demokratie. Außerdem wird so

getan, als ob es ein großes Problem mit

der Integration gäbe, dabei gelingt sie

in den allermeisten Fällen ganz gut.

Und dass ausgerechnet die Bayern,

die ihre sprachlichen Eigenheiten beson-

ders pflegen, den Menschen vorschrei-

ben wollen, wie sie reden, zeigt die gan-

ze Absurdität des Vorschlags.

Die Sprachvorgabe der CSU ist keine

gezielte Provokation, sondern Bauern-

fängerei. Sie wird nicht verfangen. So

leicht lassen sich die Menschen nicht

für dumm verkaufen.
davor.cvrlje@gea.de
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Im Mittelpunkt: EU-Kommissar Günther Oettinger war auf Einladung der Familienunternehmer zu Gast auf der Achalm in Reutlingen. Von
links: Rainer Knauer, Günther Oettinger, Gerd Tauster und Robin Morgenstern. FOTO: TRINKHAUS

Wirtschaft – EU-Kommissar spricht über die Herausforderung der digitalen Revolution und über die Energiewende

Oettinger liest dem Land die Leviten
VON DAVOR CVRLJE

REUTLINGEN. Für Günther Oettinger
war der Besuch auf der Achalm ein
Heimspiel. Vier Mal war der CDU-Politi-
ker schon auf Einladung der Familienun-
ternehmer in Reutlingen, um mit Wirt-
schaftsvertretern aus der Region über po-
litische Themen zu diskutieren. Erstmals
tat er dies als EU-Kommissar für »digitale
Wirtschaft und Gesellschaft«. Doch die
Fragen richteten sich zunächst auf sein
altes Arbeitsgebiet: die Landespolitik.
Als ehemaliger Ministerpräsident von
Baden-Württemberg sollte er den überra-
schenden Sieg von Guido Wolf als CDU-
Spitzenkandidat kommentieren. Wie im-
mer kam die Antwort wie aus der Pistole
geschossen, kein langes Abwägen,
Drumherumreden, sondern klare Sätze:
Da es um einen Kandidaten für die Land-
tagswahl ging, hätten sich die CDU-Mit-
glieder eben für einen Landespolitiker
entschieden, sagte Oettinger. Thomas
Strobl hätte als Bundestagsabgeordneter
keine so guten Karten gehabt, auch
wenn er in Heilbronn verwurzelt sei.

Zudem zeige sich in der Wahl Wolfs
das gestiegene Selbstbewusstsein der
Landespolitiker und der Länder über-
haupt. Das Signal sei: »Wir können das
auch und brauchen für den Posten des
Spitzenkandidaten keinen Bundespoliti-
ker mit guten Kontakten nach Berlin.
Skeptisch äußert sich Oettinger zum In-
strument der Mitgliederbefragung: »Ich
halte es nicht für die beste Lösung.« Er
sieht es eher als Zeitgeist-Phänomen, das
man allerdings nicht mehr zurückdrehen
könne.

Dann näherte er sich über den Um-
weg rot-rot-grünes Bündnis in Thüringen
– schadet der SPD und den Grünen – sei-
nem eigentlichem Thema: der digitalen
Welt. Dahinter verbirgt sich nach seiner
Lesart eine ganz neue Art des Wirtschaf-
tens, eine digitale Revolution, die neuen
Gesetzen folgt. Wenn Deutschland oder
die EU diese Entwicklung nicht mitma-
chen oder gestalten, werden sie ökono-
misch abgehängt und die Gewinne flie-
ßen in andere Länder, prophezeit er.

Mit Beispielen aus dem Alltagsleben
versuchte der EU-Kommissar den tief
greifenden Wandel zu veranschaulichen:
Wenn etwa die Coburger Versicherung
ihren Kunden einen Vertrag für eine Kfz-
Versicherung anbiete, berechnet sie die
Prämie nach Alter, Geschlecht, Fahrzeug
und Wohnort. Würde aber etwa der In-
ternetkonzern Google Versicherung ver-
kaufen, könnte er das Risiko viel genauer
berechnen. Denn die Datenkrake Google
kenne nicht nur Alter oder Wohnort,
sondern die Lebensgewohnheiten des
Kunden. Das Thema Daten und Datensi-
cherheit werde immer wichtiger. »Wenn
wir unsere Daten den Konzernen in den
USA anvertrauen, dann kommen sie ir-
gendwann als fertige Produkte zurück«,
warnt Oettinger. Deshalb kämpft er für
einen digitalen Binnenmarkt in der Euro-
päischen Union. Dieser existiere bislang
nur für Waren. »Wenn Daimler einen
Mercedes nach Frankreich verkauft,

muss das Unternehmen keinen Zoll be-
zahlen oder Umbauten vornehmen.
Doch wenn der bekennende Sportfan
Oettinger in Brüssel ein Fußballspiel se-
hen will, bleibt der Bildschirm schwarz.
Sein Abo für den Bezahlsender SKY gelte
nur für Deutschland.

»Man kann nicht
Atomkraftwerke
abschalten und auf
Kohlekraft verzichten«

Ein weiterer Baustein für die neue di-
gitale Welt ist das Urheberrecht. »Geisti-
ges Eigentum wie Artikel, Bücher, Filme
oder Musikstücke müssten im Internet
besser geschützt werden. Wer diese
raubt, sollte so behandelt werden, als ob
er reales Eigentum wie Edelsteine oder
Geld entwendet hätte. Ein Umdenken sei
notwendig, sonst würde in der EU keine
digitale Gründerszene entstehen. Dann
würden diese Menschen ihre Ideen eben
in den USA verwirklichen, und statt bei
uns, dort neue Arbeitsplätze schaffen.

Bei allen Fragen und Ausführungen
war Oettinger stets bemüht, die europäi-
sche Sicht einzunehmen und sich aus der
deutschen Politik weitgehend rauszuhal-
ten. Doch je länger er redete, desto mehr
legte er den Fokus auf die Bundesrepu-
blik, um ihr schließlich vor allem in der
Energiepolitik die Leviten zu lesen. Oet-

tinger kritisiert die Verklärung der Ener-
giewende: »Man kann nicht Atomkraft-
werke abschalten und gleichzeitig auf
Kohlekraft verzichten.« Deutschland
habe schon jetzt einen der höchsten
Strompreise der Welt. Für viele Betriebe
sei das ein Grund, ihren Standort zu ver-
legen, mahnte er. Baden-Württemberg
werde seine modernen Kohlekraftwerke
im Südwesten noch lange brauchen, sag-
te der CDU-Politiker in Reutlingen.

Überhaupt sei Deutschland zu tech-
nikfeindlich. Als Beispiel nannte Oettin-
ger das Schiefergas. Durch den Ausbau
der Förderung seien die USA unabhängig
von Einfuhren geworden. Deshalb könne
er nicht verstehen, dass es in Deutsch-
land nicht möglich sei, in einem Pilotpro-
jekt diese neue Technik zu testen. Nur
dann hätten aber deutsche Ingenieure
die Chance zu beweisen, dass Gas-Fra-
cking auch ohne Umweltschäden mög-
lich sei. Statt Chancen und Risiken dieser
neuen Technologie abzuwägen, beschäf-
tigte sich die deutsche Öffentlichkeit in
erster Linie selbstverliebt mit der Ener-
giewende und tue so, als ob die Proble-
me gelöst seien. »Dabei ist die Energie-
wende noch lange nicht vollendet. Ohne
neue Leitungen und Speicherkapazitäten
fehlen wichtige Bausteine«, so Oettinger.
Deshalb gebe es bislang auch keine
Nachahmer. Die Energiewende sei noch
immer ein deutscher Sonderweg.

Auch in der alternden Bevölkerung
sieht Oettinger im Vergleich zu den USA
einen Wettbewerbsnachteil. Den möchte

der EU-Kommissar aber durch mehr
Fortbildungsmöglichkeiten wettmachen.
Dazu sollten in der Europäischen Union
30 Millionen Gutscheine für Weiterbil-
dungsmaßnahmen vergeben werden.
Unterstützt werden sollten Jugendliche
und Arbeitslose, um sich für den Arbeits-
markt fit zu machen, und Ältere, um im
Alltag oder auch im Job die ganzen Vor-
teile der digitalen Welt besser nutzen zu
können.

»Wenn wir Daten US-
Konzernen anvertrauen,
kommen sie als fertige
Produkte zurück«

Nach Oettingers Angaben soll es für
die Gutscheine von der EU »kein frisches
Geld geben«. Es sollten vielmehr vorhan-
dene Gelder sinnvoller eingesetzt wer-
den. An den Kosten sollten sich aber
auch die Kommunen beteiligen. Der Bür-
germeister vor Ort, der vorher aus dem
Strukturtopf eine Dorfverschönerung be-
zahlt hat, sollte das Geld eher in die Wei-
terbildung im IT-Bereich stecken.

Der Weckruf für mehr Realitätssinn
kam zumindest bei den Wirtschaftsver-
tretern auf der Achalm in Reutlingen an.
Doch bis er eine Mehrheit in Deutsch-
land findet, muss EU-Kommissar Gün-
ther Oettinger noch viel Überzeugungs-
arbeit leisten. (GEA)

VON HANNS-JOCHEN KAFFSACK

PARIS. »Nein zum Antisemitismus, dem
Krebs unserer Gesellschaft.« Von jüdi-
schen Studenten in Frankreich kam diese
Aufforderung, über Herkunft und Religi-
onszugehörigkeit hinweg für das Zusam-
menstehen aller zu demonstrieren. Denn
wieder einmal hatte ein brutaler Angriff
auf Juden Abscheu und Entsetzen im
Land ausgelöst.

Der Überfall auf ein jüdisches Paar in
dem Pariser Vorort Créteil einige Tage
zuvor war der jüngste Vorfall in einer
Zeit, in der antisemitische Akte stark zu-
genommen haben – und damit der Drang
von Juden, nach Israel auszuwandern.
In Créteil versammelten sich gestern
Hunderte, aus Sorge und Wut über sol-
che Aggressionen.

»Wenn ein Jude angegriffen wird,
dann wird die gesamte Republik ange-
griffen«, so hatte der Chef der jüdischen
Studentenschaft (UEJF), Sacha Reinge-
wirtz, den Aufruf zu der »republikani-
schen Versammlung« gestern in Créteil
untermauert. Demonstrativer Wider-

des Großrabbiners von Frankreich, Haim
Korsia: »Rassismus und Antisemitismus
sind gleichbedeutend mit der geplanten
Zerstörung des französischen Traums.«
Gemeint ist der Traum von einem tole-
ranten Frankreich, in dem nicht Hasspre-
diger das Sagen haben und Juden wieder
Sündenböcke in der Krise sind.

Was war passiert in dem multikultu-
rell gemischten Ort in der südöstlichen
Banlieue von Paris? Drei junge ver-
mummte Männer waren Anfang der Wo-
che bewaffnet in die Wohnung des Paa-
res eingedrungen, hatten beide dort lan-
ge festgehalten, die junge Frau vergewal-
tigt und etliche Wertgegenstände an sich
genommen.

»Wir kommen nicht zufällig«

»Wir kommen nicht zufällig hierher«,
soll einer der Gewalttäter bei dem Über-
fall gesagt haben, »in jedem Fall habt ihr,
die Juden, Geld.« Täter und Opfer stam-
men aus Créteil, was die katholische »La
Croix« dazu brachte, einen »Nachbar-
schafts-Antisemitismus« anzuprangern,

der das friedliche Zusammenleben zer-
störe.

In den Wochen des Gaza-Krieges im
vergangenen Sommer hatte es eine gan-
ze Reihe antisemitischer Attacken und
Übergriffe auch auf Synagogen gegeben.
Das hat bereits bewirkt, dass immer
mehr französische Juden nach Israel um-
ziehen. In Frankreich leben 500 000 bis
600 000 Juden, sie bilden die größte jüdi-
sche Gemeinde in Europa. In den ersten
zehn Monaten des Jahres haben sich die
Drohungen und Attacken auf sie nach
den offiziellen Angaben des Innenminis-
ters mehr als verdoppelt. In mehr als 930
Fällen musste dabei ermittelt werden.

Gegen die antisemitische Gewalt tra-
ten Staatspräsident François Hollande
und Regierungschef Manuel Valls nach
der jüngsten brutalen Tat öffentlich auf,
brandmarkten sie voller Empörung als
»Horror von Créteil«. Es konnte aber nur
etwas hilflos wirken – für Menschen-
rechtsexperten ist eine stark sinkende
Toleranz gegenüber Juden im Land von
»Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit«
längst ein alltägliches Faktum. (dpa)

Frankreich – Nach dem brutalen Überfall auf ein jüdisches Paar, sagt Paris dem Antisemitismus den Kampf an

Der Horror von Créteil

Präsident Francois Hollande (rechts) und
Regierungschef Manuel Valls sind empört
über die jüngsten Gewalttaten. FOTO: DPA

stand soll so einen Damm gegen noch
mehr Gewalt bilden.

Innenminister Bernard Cazeneuve
mobilisiert bereits, will den Kampf gegen
Rassismus und Antisemitismus zur »na-
tionalen Sache« machen.

Die Aufrufe klingen wie ein Echo vol-
ler Bestürzung auf die warnenden Worte

Gespräche mit der AfD

Tag der Schande
für alle Beteiligten

VON
TORSTEN HENKE

Z
um »Tag der Schande« hat die

CDU den vergangenen Freitag

erklärt, an dem mit Bodo Rame-

low der erste Vertreter der linken SED-

Nachfolgepartei Ministerpräsident in

einem Bundesland geworden ist.

Doch frei von Schande war auch das

Verhalten der Christdemokraten

nicht. Offenbar hat Thüringens CDU-

Fraktionschef Mike Mohring direkte

Gespräche mit der AfD geführt, um sich

zum Regierungschef wählen zu las-

sen. Obwohl er zuvor jede Kooperation

mit der Protestpartei ausgeschlossen

und im Bundesvorstand für einen ent-

sprechenden Beschluss gestimmt hat.

Angeblich war sogar Parteichefin Ange-

la Merkel in die Kontakte eingeweiht.

Peinlich sind die Berichte über Moh-

rings Gespräche mit der AfD für die

Bundesvorsitzende. Der Thüringer hat

in den vergangenen Wochen ohnehin

eine ziemlich erbärmliche Figur ge-

macht, nun wird Merkels Glaubwür-

digkeit erschüttert. Es zeigt sich, dass

die CDU mit Blick auf die neue rechte

Konkurrenz noch immer ziemlich ratlos

ist. Anfangs hat sie vom hohen Ross

auf Professor Luckes bunte Truppe he-

rabgeblickt. Mittlerweile jedoch kann

sie nicht mehr darauf setzen, dass die

AfD ein Kurzzeit-Phänomen bleibt

und sich selbst zerlegt. Die CDU wird

früher oder später eine Strategie ent-

wickeln müssen.
politik@gea.de


